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Verordnung
über den Bebauungsplan Kirchwerder 30/Ochsenwerder 11

Vom 12. August 2013

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert 
am 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548), in Verbindung mit § 3 Ab-
sätze 1 und 3 sowie § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsge-
setzes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl.
S. 271), zuletzt geändert am 19. Juni 2013 (HmbGVBl. S. 306),
§ 81 Absatz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert
am 20. Dezember 2011 (HmbGVBl. S. 554), § 4 Absatz 3 Satz 1
des Hamburgischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesna-
turschutzgesetzes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402),
geändert am 23. Dezember 2011 (HmbGVBl. 2012 S. 3), in Ver-
bindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542),
zuletzt geändert am 6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1482, 1493), § 9
Absatz 4 des Hamburgischen Abwassergesetzes in der Fassung
vom 24. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 258, 280), zuletzt geändert am
19. April 2011 (HmbGVBl S. 123), sowie § 1, § 2 Absatz 1, § 3
und § 4 Nummer 3 der Weiterübertragungsverordnung-Bau
vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 
5. April 2013 (HmbGVBl. S. 142, 147), wird verordnet:

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Kirchwerder 30/Ochsenwerder 11
für den Geltungsbereich südlich des Nördlichen Ochsenwer-
der Sammelgrabens sowie westlich des Sandbracks (Bezirk
Bergedorf, Ortsteile 607, 608) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Ochsenwerder Landscheideweg – Nordwestgrenze des Flur-
stücks 4769, Südwestgrenze des Flurstücks 8341, Südost- und
Südwestgrenzen der Flurstücke 8307, 8306 und 8304, Südwest-
grenzen der Flurstücke 8341, 8303, 8302 und 8340, Nordwest-
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grenze des Flurstücks 8340, Südwestgrenze des Flurstücks
8263, Nordwestgrenzen der Flurstücke 8263 und 8341, Nord-
west- und Nordostgrenze des Flurstücks 8546, über das Flur-
stück 8546, Ostgrenze des Flurstücks 4589, Nord- und Ost-
grenze des Flurstücks 1745, über die Flurstücke 1745 und 173,
Südost- West- und Südgrenze des Flurstücks 4947, über das
Flurstück 4946 der Gemarkung Kirchwerder.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die

zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs näher
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann
ein Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen.
Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbei-
führen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich
bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschä-
digungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden:
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des

Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über
das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekannt-
machung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2
Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-

stehende Vorschriften: 
1. Im allgemeinen Wohngebiet sind die der Versorgung des

Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaf-
ten unzulässig.

2. Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche ist die
Grundfläche von Zufahrten im Bereich von Pfeifenstiel-
grundstücken nicht mitzurechnen.

3. Bauliche Anlagen, die höher als 1 m sind und von denen
Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen, sind in Vorgär-
ten unzulässig.

4. Im allgemeinen Wohngebiet darf die Oberkante des Erd-
geschossfußbodens straßenseitig höchstens 40 cm über
der vorhandenen oder aufgehöhten Geländeoberfläche
liegen. 

5. Die Gebäudehöhe von eingeschossigen Gebäuden darf
9 m über Gelände nicht überschreiten.

6. Dächer von Wohngebäuden und Zwerchhäusern sind als
Sattel- oder Krüppelwalmdächer mit beiderseits gleicher
Neigung zwischen 40 Grad und 50 Grad auszuführen. Im
Bereich von geneigten Dachflächen dürfen Balkone,
Dachaufbauten sowie Zwerchgiebel insgesamt eine Länge
haben, die höchstens einem Drittel der Länge ihrer zu-
gehörigen Gebäudeseite entspricht; Loggien sind nicht
zulässig. Es sind nur rote, braune, graue und schwarze
Dacheindeckungen in nicht glänzender Ausführung,
Reetdächer und begrünte Dächer zulässig.

7. Im allgemeinen Wohngebiet sind die Fassaden von bauli-
chen Anlagen in rotem bis rotbraunem Ziegelmauerwerk
auszuführen; für Nebengebäude und für untergeordnete
Teile von Außenwänden von Wohngebäuden ist weißer
Putz oder weiße oder braune Holzverblendung zulässig. 

8. Auf der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung
„Garten“ sind bauliche Anlagen nur zulässig, sofern sie
der Nutzung des Gartens dienen (zum Beispiel Garten-
häuser, Gartengeräteschuppen, Gewächshäuser, Wege so-
wie Terrassen). Je 1000 m² festgesetzter Grünfläche sind
bauliche Anlagen mit einer Grundfläche von 50 m² zuläs-
sig; davon dürfen die Grundflächen von Gebäuden insge-
samt 20 m² je 1000 m² festgesetzter Grünfläche nicht über-
schreiten. Die Gebäudehöhe darf 3 m nicht überschreiten.

9. Auf den privaten Grundstücken sind Gehwege, Zufahrten
und Stellplätze in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau
herzustellen.

10. Auf den Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft gilt: 

10.1 Die mit „ “ bezeichneten Flächen sind unter Berück-
sichtigung von Entwässerungsanlagen naturnah herzu-
stellen. Der zum Teil vorhandene wertvolle Baum- und
Strauchbestand ist zu erhalten. 

10.2 Die mit „ “ bezeichneten Flächen sind als Uferrand-
streifen naturnah zu entwickeln. Zulässig sind einheimi-
sche Gräser, Stauden sowie einzelne Gehölze. Ausnahms-
weise ist je 1250 m² eine 20 m² große aufgeständerte Wege-
fläche zulässig.

10.3 Auf der mit „ “ bezeichneten Fläche sind Kleingewäs-
ser als Lebensraum und potentielles Laichgewässer für
Amphibien anzulegen. Die Gewässer sind ohne direkte
Verbindung zum Brack, mit flachen Uferböschungen und
frostfrei an der tiefsten Stelle herzustellen und auf Dauer
naturnah zu erhalten. Die Durchführung ist als vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahme im Sinne des § 44 Absatz 5
BNatSchG und zeitnah vor Beginn der bauvorbereiten-
den Maßnahmen durchzuführen.

10.4 Auf der mit „ “ bezeichneten Fläche ist der Boden zu
entsiegeln und der natürlichen Entwicklung zu überlas-
sen, soweit Belange der Nachsorge des vorhandenen Bohr-
lochs nicht entgegenstehen.

11. Im allgemeinen Wohngebiet ist auf jedem Baugrundstück
mindestens ein kleinkroniger Laubbaum oder ein hoch-
stämmiger Obstbaum zu pflanzen. Ausgenommen sind
die Grundstücke, auf denen bereits ein Erhaltungs- und
Ersatzpflanzgebot für Bäume besteht. 

12. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind
einheimische, standortgerechte Laubgehölze zu verwen-
den und zu erhalten. Im Kronenbereich jedes Baumes ist
eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m2 anzu-
legen und zu erhalten. Für die zu erhaltenden Gehölze
sind bei Abgang Ersatzpflanzungen so vorzunehmen, dass
der Umfang und Charakter der Pflanzung erhalten bleibt.
Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind
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Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kronenbe-
reich der Bäume unzulässig.

13. Das auf den privaten Grundstücken anfallende Ober-
flächenwasser ist, sofern es nicht gesammelt und genutzt
wird, oberirdisch über ein offenes Entwässerungssystem
den Sielgräben des Ent- und Bewässerungsverbands der
Vier- und Marschlande zuzuführen.

14. Die Flurstücke 1745 und 8341 der Gemarkung Kirchwer-
der werden für Ausgleichsmaßnahmen dem allgemeinen
Wohngebiet auf den Flurstücken 4589 und 4769 zugeord-

net, soweit sie sich im Bebauungsplangebiet befinden und
als Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt sind.

15. Das festgesetzte Geh- und Fahrrecht umfasst die Befug-
nis, für den Anschluss des Flurstücks 4947 der Gemar-
kung Kirchwerder an die festgesetzte Straßenverkehrs-
fläche eine Zufahrt anzulegen und zu unterhalten.

§ 3
Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-

ungspläne aufgehoben.

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Barmbek-Nord 17 für den Gel-
tungsbereich zwischen Drosselstraße und Wiesendamm
(Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 427) wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: Drosselstraße –
Hufnerstraße – Wiesendamm – Fuhlsbüttler Straße. 

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt. 

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden. 

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem

Hamburg, den 12. August 2013.

Das Bezirksamt Bergedorf

Verordnung
über den Bebauungsplan Barmbek-Nord 17

Vom 13. August 2013

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 11. Juni 2013 (BGBl. I
S. 1548), in Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 sowie § 5
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert
am 19. Juni 2013 (HmbGVBl. S. 306), § 81 Absatz 1 Nummer 2
der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 20. Dezember
2011 (HmbGVBl. S. 554), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Hambur-
gischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), geändert am
23. Dezember 2011 (HmbGVBl. 2012 S. 3), in Verbindung mit
§ 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am
21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95, 99), sowie § 1, § 2 Absatz 1 und
§ 3 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August
2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 5. April 2013
(HmbGVBl. S. 142, 147), wird verordnet:
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